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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates (EWG) zur Angieichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Etikettierung und Aufmachung von für den 
Endverbraucher bestimmten Lebensmitteln sowie die Werbung hierfür 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die Unterschiede, die gegenwärtig zwischen den 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Etikettierung von Lebensmitteln be- 
stehen, behindern den freien Verkehr mit diesen 
Erzeugnissen und können eine ungleiche Wettbe- 
werbslage hervorrufen. 

Diese Rechtsvorschriften sind daher im Hinblick 
auf das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes 
anzugleichen. 

Mit dieser Richtlinie sollen die allgemeinen und 
horizontalen Gemeinschaftsregeln für alle Lebens- 
mittel festgesetzt werden, die in den Handel gebracht 
werden. 

Die spezifischen und vertikalen Regeln, die nur 
bestimmte Lebensmittel betreffen, müssen dagegen 
im Rahmen der Bestimmungen für diese Erzeugnisse 
festgelegt werden. 

Der Anwendungsbereich dieser Richtlinie ist auf 
die für den Endverbraucher bestimmten Lebensmittel 
zu beschränken; die Normen für die Etikettierung 


von Erzeugnissen, die noch weiterverarbeitet oder 
zubereitet werden sollen, werden in einer zweiten 
Phase festgelegt. 

Jede Regelung der Etikettierung von Lebensmit- 
teln soll vor allem der Unterrichtung und dem 
Schutz der Verbraucher dienen. 

Deshalb ist ein Verzeichnis der Angaben aufzu- 
stellen, die grundsätzlich bei der Etikettierung aller 
Lebensmittel zu beachten sind. Es ist jedoch die 
Möglichkeit vorzusehen, in Ausnahmefällen von 
bestimmten Vorschriften abzuweichen. 

Die Regeln für die Etikettierung müssen das Ver- 
bot enthalten, den Käufer zu täuschen oder den 
Lebensmitteln medizinische Eigenschaften zuzu- 
schreiben. Damit dieses Verbot wirksam ist, muß es 
auf die Aufmachung der Lebensmittel und auf die 
Lebensmittelwerbung ausgedehnt werden. 

Die Mitgliedstaaten müssen weiterhin die Mög- 
lichkeit haben, entsprechend den örtlichen Verhält- 
nissen und der praktischen Umstände die Einzelhei- 
ten der Etikettierung von unverpackten Lebensmit- 
teln festzulegen I jedoch muß die Unterrichtung des 
Verbrauchers in diesem Fall gewährleistet sein. 

Die Festlegung der Methoden für die Ermittlung 
des Abtropfgewichts ist eine technische Durchfüh- 
rungsmaßnahme, deren Erlaß der Kommission zu. 
übertragen ist, um das Verfahren zu vereinfachen 
und zu beschleunigen. 

In allen Fällen, in denen der Rat der Kommission 
Zuständigkeiten für die Durchführung der im Lebens- 
mittelbereich aufgestellten Regeln überträgt, ist ein 
Verfahren vorzusehen, durch das im Rahmen des mit 
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Beschluß des Rates vom 13. November 1969^) einge- 
setzten Ständigen Lebensmittelausschusses eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und 
der Kommission herbeigeführt wird. 

Es empfiehlt sich, die bereits erlassenen einschlä- 
gigen Gemeinschaftsbestimmungen vorläufig unver- 
ändert beizubehalten und etwa erforderliche Anpas- 
sungen zu einem späteren Zeitpunkt zu beschlie- 
ßen ■ — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Diese Richtlinie gilt für die Etikettierung von 
Lebensmitteln, die ohne weitere Verarbeitung 
an den Endverbraucher abgegeben werden sol- 
len sowie für bestimmte Aspekte ihrer Aufma- 
chung und der für sie durchgeführten Werbung. 

2. Im Sinne dieser Richtlinie bedeuten 

a) Etikettierung aller Angaben, Kennzeichnun- 
gen, Hersteller- oder Handelsmarken, Abbil- 
dungen oder Zeichen, die sich auf ein Lebens- 
mittel beziehen und auf jeglicher Art von 
Schriftstück, Tafel, Etikett, Ring oder Ver- 
schlußklappe angebracht sind und dieses Le- 
bensmittel begleiten; 

b) Vorverpackte Lebensmittel die Verkaufsein- 
heit, die ohne weitere Verarbeitung an den 
Endverbraucher abgegeben werden soll und 
die aus einem Lebensmittel und der Verpak- 
kung besteht, in die das Lebensmittel vor 
dem Feilbieten abgepackt worden ist, gleich- 
viel ob die Verpackung es ganz oder teilweise 
umschließt, jedoch auf solche Weise, daß der 
Inhalt nicht verändert werden kann, ohne 
daß die Verpackung geöffnet werden muß 
oder eine Veränderung erfährt. 


Artikel 2 

1. Die Etikettierung und die Art und Weise, nach 
denen diese erfolgt, dürfen 

a) nicht geeignet sein, den Käufer irrezuführen 

i) über die Eigenschaften des Lebensmittels 
und insbesondere über Art, Identität, Be- 


schaffenheit, Zusammensetzung, Menge, Ur- 
sprung bzw. Herkunft und Herstellungs- oder 
Gewinnungsart; 

ii) über dem Lebensmittel zugeschriebene Wir- 
kungen und Eigenschaften, deren Richtigkeit 
nicht nachgewiesen ist; 

iii) indem ihm vorgegeben wird, daß das Lebens- 
mittel besondere Eigenschaften besitzt, ob- 
wohl alle vergleichbaren Lebensmittel die- 
selben Eigenschaften besitzen; 

b) vorbehaltlich der Bestimmungen über be- 
stimmte diätetische Lebensmittel und Mineral- 
wässer dem Lebensmittel keine Eigenschaften 
zur Verhütung, Heilung oder Linderung einer 
Krankheit des Menschen zuschreiben. 

2. Der Rat stellt nach dem Verfahren des Artikels 
100 des Vertrags ein Verzeichnis von Ausdrük- 
ken auf, die Werbebehauptungen Darstellung 
und deren Verwendung zu untersagen oder ein- 
zuschränken ist. 

3. Die in den Absätzen 1 und 2 enthaltenen Verbote 
gelten auch 

a) für die Aufmachung von Lebensmitteln und 
insbesondere die Form oder das Aussehen 
dieser Lebensmittel oder ihrer Verpackung, 
für das verwendete Verpackungsmaterial, für 
die Art und Weise ihrer Anordnung sowie 
für die Umgebung, in der sie feilgehalten wer- 
den, 

b) für jegliche Art der Werbung. 


Artikel 3 

Die Etikettierung der Lebensmittel enthält nach 
Maßgabe der Artikel 4 bis 13 und vorbehaltlich der 
dort vorgesehenen Ausnahmen folgende Angaben; 

1. die Verkehrsbezeichnung; 

2. das Verzeichnis der Zutaten; 

3. bei vorverpackten Lebensmitteln die Nettofüll- 
menge; 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 29. November 1969, S. 9 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 21. April 1976 - 14 - 680 70 - E - Re 40176: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 29. März 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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4. das Mindesthaltbarkeitsdatum I 

5. gegebenenfalls die besonderen Anweisungen für 
Aufbewahrung und Verwendung; 

6. den Namen oder die Firma und die Anschrift des 
Herstellers, des Verpackers oder eines in der 
Gemeinschaft niedergelassenen Verkäufers; 

7. die Angabe des Ursprungs- oder Herkunftsortes 
in den Ausnahmefällen, in denen ohne sie ein 
Irrtum über den tatsächlichen Ursprung des 
Lebensmittels möglich wäre. 

8. eine Gebrauchsanleitung, sofern ohne sie Käufer 
nicht in der Lage wären, das Lebensmittel ange- 
messen zu verwenden. 


Artikel 4 

1. Die gemeinschaftlichen Vorschriften, die nur für 
einzelne Lebensmittel und nicht für die Lebens- 
mittel im allgemeinen gelten, können ausnahms- 
weise und ohne der Unterrichtung des Käufers 
zu schaden, von den Vorschriften des Artikels 3 
Abs. 2 und 4 abweichen. 

Ist beim Fehlen gemeinschaftlicher Vorschriften 
ein Mitgliedstaat der Auffassung, daß eine derar- 
tige Abweichung für ein bestimmtes Lebensmittel 
erforderlich ist, so setzt er die Kommission hier- 
von in Kenntnis. Nach dem Verfahren des Arti- 
kels 15 wird die für die Gemeinschaft anzuwen- 
dende Regel beschlossen. 

2. Die gemeinschaftlichen Vorschriften, die nur für 
einzelne Lebensmittel und nicht für die Lebens- 
mittel im allgemeinen gelten, können zusätzlich 
zu den in Artikel 3 aufgeführten Angaben wei- 
tere Angaben vorschreiben. Beim Fehlen gemein- 
schaftlicher Vorschriften können die Mitglied- 
staaten einzelstaatliche Vorschriften beibehalten, 
die derartige Angaben vorschreiben. Sie unter- 
richten die Kommission innerhalb der in Arti- 
kel 18 Abs. 1 festgesetzten Frist hiervon. 


Artikel 5 

1. Die Verkehrsbezeichnung eines Lebensmittels 
ist die Bezeichnung, die in den diesbezüglichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgese- 
hen ist, und beim. Fehlen einer solchen die in 
dem Mitgliedstaat, in dem die Abgabe an den 
Endverbraucher erfolgt, handelsübliche Bezeich- 
nung oder eine Beschreibung des Lebensmittels 
oder seiner Verwendung, die hinreichend genau 
ist, um dem Käufer zu ermöglichen, die tatsäch- 
liche Art des Lebensmittels zu erfassen und es 
von ähnlichen Erzeugnissen zu unterscheiden, mit 
denen es verwechselt werden könnte. 


2. In keinem Fall kann die Hersteller- oder Han- 
delsmarke oder eine Phantasiebezeichnung die 
Verkehrsbezeichnung ersetzen. 

3. Die Verkehrsbezeichnung enthält auch eine An- 
gabe über den physikalischen Zustand des 
Lebensmittels oder über die besondere Behand- 
lung, die es erfahren hat (z. B. pulverförmig, ge- 
friergetrocknet, tiefgekühlt, konzentriert, geräu- 
chert), sofern deren Unterlassung geeignet wäre, 
einen Irrtum über den tatsächlichen Zustand des 
Lebensmittels herbeizuführen. 


A r t i k e 1 6 

1. Das Verzeichnis der Zutaten wird nach Maßgabe 

dieses Artikels und des Anhangs angegeben. 

2. a) Zutat ist jeder Stoff einschließlich der Lebens- 

mittel-Zusatzstoffe, der bei der Herstellung 
oder Zubereitung eines Lebensmittels ver- 
wendet wird und vorhanden bleibt, wenn auch 
möglicherweise in veränderter Form. 

b) Ist eine Zutat eines Lebensmittels aus mehre- 
ren Bestandteilen hergestellt worden, so gel- 
ten die letzteren als Zutaten dieses Lebens- 
mittels. 

c) Als Zutaten gelten jedoch nicht 

— Rückstände von Schädlingsbekämpfungs- 
mitteln, 

— Zusatzstoffe, deren Vorhandensein in 
einem Lebensmittel lediglich darauf beruht, 
daß sie in einer oder mehreren Zutaten 
dieses Lebensmittels enthalten sind, sofern 
sie keine Wirkung mehr ausüben. 

3. a) Das Verzeichnis der Zutaten enthält die Auf- 

zählung sämtlicher Zutaten des Lebensmittels 
in absteigender Reihenfolge ihres Gewichts- 
anteils zum Zeitpunkt der Verwendung; ab- 
weichend hiervon 

— werden Wasser und flüchtige Stoffe nach 
Maßgabe ihres Gewichtsanteils am End- 
erzeugnis angegeben; 

— können die in konzentrierter oder getrock- 
neter Form verwendeten Zutaten nach 
Maßgabe ihres Gewichtsanteils vor der 
Eindickung oder vor dem Trocknen im 
Verzeichnis angegeben werden. 

b) Die Zutaten werden mit ihrem spezifischen 
Namen, gegebenenfalls nach Maßgabe von 
Artikel 5, bezeichnet. 

Abweichend hiervon 

— brauchen Zutaten, die zu einer der in 
Anhang 1 aufgeführten Klassen gehören, 
nur mit dem Namen dieser Klasse bezeich- 
net zu werden; 

I 
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— müssen Zutaten, die zu einer der in An- 
hang 2 aufgeführten Klassen gehören, mit 
dem Namen dieser Klasse bezeichnet wer- 
den, wobei danach der spezifische Name 
oder die EWG-Nummer folgt. 

Die Vorschriften für bestimmte Lebensmittel 
können weitere Klassen vorsehen. 

4. In dem unter Absatz 2 Buchstabe b genannten 
Fall kann eine zusammengesetzte Zutat im Ver- 
zeichnis der Zutaten nach Maßgabe ihres Gesamt- 
gewichtsanteils angegeben werden, sofern unmit- 
telbar danach eine Aufzählung ihrer Bestandteile 
folgt. 

Diese Aufzählung ist jedoch nicht zwingend vor- 
geschrieben, 

— wenn die zusammengesetzte Zutat weniger 
als 30 V. H. des Enderzeugnisses ausmacht, 

— wenn die zusammengesetzte Zutat ein Lebens- 
mittel ist, für das kein Verzeichnis der Zuta- 
ten gefordert wird. 

5. Abweichend von Absatz 2 Buchstabe a muß der 
Zusatz Wasser nicht erwähnt werden, 

a) wenn die Verwendung von Wasser lediglich 
dazu dient, eine Zutat in konzentrierter oder 
getrockneter Form in ihren ursprünglichen 
Zustand zurückzuführen; 

b) bei 

— Brot und sonstigen gewöhnlichen Backwa- 
ren 

— feinen Backwaren 
— Zuckerwaren 

— Teigwaren 

— vorgefrorenen Getränken und Spirituosen. 


Artikel 7 

1. Hebt die Etikettierung oder Aufmachung eines 
Lebensmittels das Vorhandensein einer oder 
mehrerer Zutaten besonders hervor, die für die 
Merkmale dieses Lebensmittels wichtig sind, so 
muß der Mindestprozentsatz angegeben werden, 
zu dem sie verwendet worden sind. 

2. Absatz 1 gilt nicht für: 

a) vorbehaltene Bezeichnungen 

b) Zutaten, die zum Würzen verwendet werden, 
wie z. B. Aromen, Gewürze und Spirituosen. 


Artikel 8 

1. Unbeschadet der Anwendung abweichender Vor- 
schriften für bestimmte Lebensmittel wird die 


Nettofüllmenge eines vorverpackten Lebensmit- 
tels zum Zeitpunkt des Abpackens gemessen: 

— bei flüssigen Volumeneinheiten, 

— bei sonstigen Erzeugnissen in Masseeinheiten, 

wobei entweder die Einheiten Liter, Zentiliter 
oder Milliliter oder aber die Einheiten Kilogramm 
oder Gramm verwendet werden. 

2. Die Nettofüllmenge ist die Nennfüllmenge, so- 
weit die Angabe der letzteren vorgeschrieben ist. 

3. Für Lebensmittel, die gewöhnlich nach Stückzah- 
len in den Verkehr gebracht werden, können die 
Mitgliedstaaten von der Angabe der Nettofüll- 
menge absehen, sofern der Inhalt von außen her 
klar erkennbar ist oder sofern die in der Vorver- 
packung enthaltene Stückzahl in der Etikettierung 
angegeben ist. 

4. Befindet sich ein festes Lebensmittel in einer 
Aufgußflüssigkeit, so ist auch das Abtropfgewicht 
dieses Lebensmittels anzugeben. 

Methoden zur Bestimmung des Abtropfgewichts 
werden nach dem Verfahren des Artikels 15 fest- 
gelegt. 

5. Unbeschadet der Anwendung abweichender Vor- 
schriften für bestimmte Lebensmittel ist die An- 
gabe der Nettofüllmenge für Lebensmittel, die in 
Mengen unter 5 g oder 5 ml in den Verkehr ge- 
bracht werden, nicht zwingend vorgeschrieben. 

6. Bis zum Ablauf der Übergangszeit, während der 
die Verwendung von Einheiten des Empire-Sy- 
stems gemäß Anhang II der Richtlinie Nr. 71/354/ 
EWG ^), zuletzt geändert durch die Beitrittsakte ^), 
in der Gemeinschaft gestattet ist, können Irland 
und das Vereinigte Königreich vorschreiben, daß 
die Menge auch in Einheiten des Empire-Meß- 
systems ausgedrückt wird, die an Hand der fol- 
genden Umrechnungssätze errechnet werden: 

— 1 ml = 0,0352 fluid ounces 

— 1 1 = 1,760 pints oder 0,220 gallons 

— 1 g = 0,0353 ounces (avoirdupois) 

— 1 kg = 2,205 pounds. 

Artikel 9 

1. Das Mindesthaltbarkeitsdatum eines Lebensmit- 
tels ist das Datum, bis zu dem dieses Lebensmit- 
tel voll genußtauglich bleibt und seine wesent- 
lichen spezifischen Eigenschaften behält. 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 243 
vom 29. Oktober 1971, S. 29 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1973, S. 14 
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2. Es wird mit der Angabe „Mindesthaltbarkeit ..." 
angezeigt, der 

— entweder das Datum selbst 

— oder die Angabe der Stelle in der Etikettie- 
rung folgt, an der es angebracht ist. 

3. Es besteht aus der deutlich sichtbaren Angabe 
des Tages, des Monats und des Jahres. Beträgt 
die Haltbarkeit eines Lebensmittels mehr als 
zwölf Monate, so reicht die Angabe des Monats 
und des Jahres. 


Artikel 10 

1. Sind die Lebensmittel vorverpadtt, so befinden 
sich die in Artikel 3 und Artikel 4 Abs. 2 genann- 
ten Angaben auf der Vorverpadcung oder auf 
einem Etikett, das mit ihr verbunden ist. 

2. Sie werden in der Weise angebracht, daß sie 
unter den üblichen Bedingungen des Feilbietens 
gut sichtbar und die Schriftzeichen deutlich les- 
bar und verwischbar sind. Sie sind ferner von 
Werbeangaben räumlich getrennt. 

3. Die in Artikel 3 Abs. 1 und 3 aufgeführten Anga- 
ben müssen 

a) in allen Fällen auf dem Teil der Vorverpak- 
kung angebracht sein, die dem Käufer zum 
Zeitpunkt des Verkaufs normalerweise zuge- 
wandt ist; 

b) in Schriftzeichen angebracht sein, deren Höhe 
unbeschadet der Anwendung der gemein- 
sdiaftlidien Vorschriften für Fertigpackungen 
mindestens 1,5 mm beträgt; diese Mindest- 
größe gilt jedoch nicht für Vorverpacfcungen, 
deren größte Fläche 20 cm^ nicht überschrei- 
tet. 

4. Die Regelung des Absatzes 3 kann auf die in 
Artikel 4 Abs. 2 genannten Angaben ausgedehnt 
werden. 

Artikel 11 

Bei Lebensmitteln, die dem Endverbraucher in nicht 
vorverpackter Form feilgeboten werden, regeln die 
Mitgliedstaaten die Art und Weise, in der die in 
Artikel 3 und Artikel 4 Abs. 2 genannten Angaben 
gemacht werden. Es ist ihnen freigestellt, nur einige 
dieser Angaben vorziischreiben, sofern die Unter- 
richtung des Verbrauchers gewährleistet ist. 


Artikel 12 

Diese Richtlinie läßt die einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften unberührt, die in Ermangelung gemein- 
schaftlicher Vorschriften die Etikettierung bestimm- 


ter Lebensmittel in Phantasieverpackungen, wie 
z. B. Figuren und Andenkenartikel, in weniger stren- 
ger Weise regeln. 


Artikel 13 

Die Mitgliedstaaten sehen davon ab, die Art und 
Weise, in der die in Artikel 3 und Artikel 4 Abs. 2 
genannten Angaben anzubringen sind, näher zu 
bestimmen, als dies in den Artikeln 3 bis 10 vorge- 
sehen ist. 

Die Mitgliedstaaten sorgen jedoch dafür, daß auf 
ihrem Hoheitsgebiet das Inverkehrbringen von Le- 
bensmitteln zu verbieten, wenn die in Artikel 3 und 
Artikel 4 Abs. 2 genannten Angaben nicht in einer 
dem Käufer leicht verständlichen Sprache abgefaßt 
sind; dem steht nicht entgegen, daß diese Angaben 
in mehreren Sprachen abgefaßt werden. 


Artikel 14 

Die Mitgliedstaaten können den Verkehr mit Le- 
bensmitteln, die den Vorschriften dieser Richtlinie 
entsprechen, nicht durch die Anwendung der nicht- 
harmonisierten einzelstaatlichen Vorschriften ver- 
bieten, die die Etikettierung und Aufmachung von 
einzelnen Lebensmitteln oder der Lebensmittel im 
allgemeinen regeln. 


Artikel 15 

1. Wird das in diesem Artikel festgelegte Verfah- 
ren angewandt, so befaßt der Vorsitzende ent- 
weder von sich aus oder auf Antrag des Vertre- 
ters eines Mitgliedstaates den durch Beschluß des 
Rates vom 13. November 1969 eingesetzten Stän- 
digen Lebensmittelausschuß - im folgenden „Aus- 
schuß" genannt. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maß- 
nahmen. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf 
innerhalb einer Frist Stellung, die der Vorsitzen- 
de nach der Dringlichkeit der betreffenden Frage 
bestimmen kann. Die Stellungnahme kommt mit 
einer Mehrheit von 41 Stimmen zustande, wobei 
die Stimmen der Mitgliedstaaten nach Artikel 148 
Abs. 2 des Vertrages gewogen werden. Der Vor- 
sitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

3. a) Die Kommission trifft die in Aussicht genom- 

menen Maßnahmen, wenn sie der Stellung- 
nahme des Ausschusses entsprechen. 

b) Entsprechen die in Aussicht genommenen 
Maßnahmen nicht der Stellungnahme des Aus- 
schusses oder ist keine Stellungnahme ergan- 
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gen, so schlägt die Kommission dem Rat un- 
verzüglich die zu treffenden Maßnahmen vor. 
Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten nach Übermittlung des Vorschlags 
keinen Beschluß gefaßt, so werden die vorge- 
schlagenen Maßnahmen von der Kommission 
getroffen. 


Artikel 16 

Die bei Bekanntgabe dieser Richtlinie bereits beste- 
henden gemeinschaftlichen Vorschriften über die 
Etikettierung und Aufmachung bestimmter Lebens- 
mittel bleiben unberührt. 

Der Rat beschließt nach dem jeweiligen auf diese 
einzelnen Vorschriften anwendbaren Verfahren die 
zur Anpassung der jeweiligen Vorschriften an diese 
Richtlinie notwendigen Änderungen. 


Artikel 17 

Diese Richtlinie gilt nicht für nachweislich zur Aus- 
fuhr aus der Gemeinschaft bestimmte Erzeugnisse. 


Artikel 18 

1. Innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe dieser 
Richtlinie ändern die Mitgliedstaaten soweit er- 
forderlich ihre Rechtsvorschriften, um dieser 
Richtlinie nachzukommen, und teilen dies unver- 
züglich der Kommission mit. 

Die geänderten Rechtsvorschriften werden so an- 
gewandt, daß das Inverkehrsbringen 

— von dieser Richtlinie entsprechenden Erzeug- ' 
nissen zwei Jahre nach der Bekanntgabe er- 
laubt ist; 

— von dieser Richtlinie nicht entsprechenden 
Erzeugnissen drei Jahre nach der Bekannt- 
gabe untersagt ist. 

2. Ferner tragen die Mitgliedstaaten dafür Sorge, 
daß der Kommission der Wortlaut der wichtig- 
sten innerstaatlichen Rechtsvorschriften über- 
mittelt wird, die sie auf dem von dieser Richtlinie 
erfaßten Gebiet erlassen. 


Artikel 19 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Verzeichnis der Zutaten, bei denen der spezifische Name 
Klasse ersetzt werden kann 


Definition 


— Raffinierte öle und Fette und ihre Mischungen 


— Natürliche Stärke und auf physikalischem Wege modifizierte 
Stärke 

— Auf chemischem Wege modifizierte Stärke 

— Fisch aller Art, wenn der Fisch eine Zutat eines anderen 
Lebensmittels ist und sofern die Bezeichnung dieses Lebensmittels 
sich nicht auf eine bestimmte Fischart bezieht 

— Käse aller Art, wenn der Käse oder eine Käsemischung eine Zutat 
eines anderen Lebensmittels ist und sofern die Bezeichnung für 
dieses Lebensmittel sich nicht auf eine bestimmte Käseart bezieht 

— Gewürze jeder Art, die nicht mehr als 1 v. H. des Gewichts des 
Lebensmittels ausmachen 

— Gewürzpflanzen jeder Art, die nicht mehr als 1 v. H. des Gewichts 
des Lebensmittels ausmachen 

— Gummi jeder Art, der für die Herstellung von Kaugummi 
verwendet wird 

>— Paniermehl jeglichen Ursprungs 

— Halbweißzucker, Weißzucker oder raffinierter Weißzucker 

— Wasserfreie Dextrose; Traubenzucker, kristallwasserfrei oder 
Dextrose; Traubenzucker, kristallwasserhaltig 

— Kakaopreßbutter, Expeller-Kakaobutter, raffinierte Kakaobutter 


Anhang I 

durch die Angabe der 

Bezeichnung 

„öl“ oder „Fett", möglicherweise 
durch die Angabe ihres tierischen 
oder pflanzlichen Ursprungs 
ergänzt 

Stärke 

Modifizierte Stärke 
Fisch 

Käse 

Gewürze oder Gewürzmischungen 

Gewürzpflanzen 

Kaumasse 

Paniermehl 

Zucker 

Dextrose oder Traubenzucker 

Kakaobutter 
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Anhang II 

Verzeichnis der Zutaten, für die immer die Bezeichnung ihrer Klasse zu 
verwenden ist 

— Farbstoff 

— Konservierungsmittel 
— Antioxydant 
— Emulgator 
— Verdickungsmittel 
— Geliermittel 
— Stabilisator 
— Geschmackverstärker 
— Genußsäure 
— Trennmittel 
— Aroma 

— künstlicher Süßstoff 
— Backpulver 
— Schaummittel 
— Schaumverhüter 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Die Ausarbeitung einer Richtlinie zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Etikettierung und Aufmachung von Lebensmitteln 
sowie die Werbung hierfür verfolgt ein zweifaches 
Ziel. Einmal handelt es sich darum sicherzustellen, 
daß durch eine horizontale Betrachtung sämtliche 
Lebensmittel in einheitlicher Weise im Hinblick auf 
das Erfordernis ihrer Etikettierung behandelt wer- 
den und auf diese Weise ein Handelshemmnis in 
der Gemeinschaft beseitigt wird. Ferner ist es erfor- 
derlich, daß auf dem Wege über leicht lesbare An- 
gaben die Unterrichtung des Verbrauchers über die 
Art und die Eigenschaften des zu verzehrenden 
Erzeugnisses herbeigeführt wird (Artikel 10 und 11). 

2. Anwendungsbereich der Richtlinie 

Der Anwendungsbereich dieser Richtlinie wurde be- 
wußt auf diejenigen Lebensmittel beschränkt, die 
zur Abgabe an den Endverbraucher bestimmt sind, 
wodurch folglich solche Erzeugnisse ausgeschlossen 
sind, die vor diesem Stadium noch verarbeitet oder 
behandelt werden sollen. Es hat sich nämlich heraus- 
gestellt, daß die Informationsbedürfnisse von Indu- 
strie, Handwerk und Großhandel im allgemeinen 
nicht dieselben sind, die für den Endverbraucher 
erforderlich sind. Die Erfordernisse der Technologie, 
der Lagerung und der Abfüllung sind hier von Ein- 
fluß auf die Etikettierung. Die Kommission beabsich- 
tigt deshalb, in einer zweiten Phase einen Richt- 
linienvorschlag für solche Erzeugnisse auszuarbei- 
ten, die nicht für den Endverbraucher bestimmt sind. 

Ferner enthält der vorliegende Vorschlag keine 
Angabe, die es gestattet, die Herstellungspartie, zu 
der ein gegebenes Lebensmittel gehört, zu bestim- 
men. Es hat sich nämlich ergeben, daß zur Zeit die 
notwendigen Beurteilungsunterlagen fehlen, die zur 
Ausarbeitung eines Gemeinschaftssystems auf die- 
sem Gebiet notwendig wären. Es ist deshalb Absicht 
der Kommission, diese Frage zu untersuchen, um 
später zu einer Gemeinschaftsregelung zu gelangen. 

Hingegen erfaßt der Anwendungsbereich sowohl 
vorverpackte als nicht vorverpackte Lebensmittel, 
denn für beide sind grundsätzlich die Informations- 
Bedürfnisse und die Art der Unterrichtuna identisch 
so daß eine gesonderte Regelung nicht erforderlich 
ist. 

3. Allgemeine Grundsätze und Bemerkungen zu den 
Vorschriften der Richtlinie 

Die der Richtlinie zugrundegelegten allgemeinen 
Grundsätze leiten ihre Berechtigung aus der Aner- 
kennung ab, daß die Verbraucher aktive wirtschaft- 
liche Partner sind und ihre Bedürfnisse nach Schutz 
und nach Unterrichtung betreffend die von ihnen 
verzehrten Lebensmittel zu berücksichtigen sind. 


Die allgemeinen Grundsätze können wie folgt be- 
schrieben werden: 

a) Allgemeines Verbot von Irreführungen und irre- 
führenden Werbebehauptungen, um den Schutz 
der Verbraucher zu gewährleisten (Artikel 2); 

b) Aufzählung einer bestimmten Anzahl positiver 
Verpflichtungen, die es erlauben, das Infonna- 
tionsbedürfnis der Verbraucher zu befriedigen 
(Artikel 3) ; 

c) Beibehaltung einer gewissen Flexibilität bei der 
Anwendung der Richtlinie durch Vorschriften, 
die es ermöglichen, die geforderten Angaben zu 
ergänzen oder von bestimmten Angaben abzu- 
weichen (Artikel 4). 

Artikel 2 behandelt die Irreführung des Verbrau- 
chers und verwendet hierzu eine weite Formulie- 
rung, um den Tatbestand zu umschreiben. Er befaßt 
sich ferner mit dem Problem von irreführenden Wer- 
bebehauptungen, für welche die Kommission die zur 
Zeit laufenden Arbeiten des Codex Alimentarius 
benutzen möchte. 

Artikel 3 zählt auf, welche Angaben die Etikettie- 
rung eines Lebensmittels im allgemeinen enthalten 
muß: die Verkaufsbezeichnung, das Verzeichnis der 
Zutaten, die Nettofüllmenge für vorverpackte Le- 
bensmittel, das Mindesthaltbarkeitsdatum, die Auf- 
bewahrungs- und Verwendungsbedingungen, der 
Name oder die Firma und die Anschrift des Herstel- 
lers, des Abpackers oder eines in der Gemeinschaft 
ansässigen Verkäufers, der Ort des Ursprungs oder 
der Herkunft sowie die Gebrauchsanleitung. Einige 
dieser Angaben tragen zur Unterrichtung des Ver- 
brauchers die Natur des erwobenen Ezeugnisses bei, 
die anderen sollen es ihm erlauben, über die für 
einen ordnungsgemäßen Verzehr notwendigen Vor- 
aussetzungen unterrichtet zu sein. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß es zum bestmöglichen 
Verständnis der Vorschriften dieser Richtlinie als 
notwendig erschienen ist, bestimmte Begriffe zu defi- 
nieren. Dies gilt für die Worte Etikettierung, vorver- 
packtes Lebensmittel, Verkehrsbezeichnung, Zutat, 
Nettomenge und Mindesthaltbarkeitsdatum, 

Hinsichtlich der letzteren Angabe ist zu betonen, daß 
sie im Vergleich mit anderen Ausdrücken dieser Art 
wie das letzte Verkaufsdatum oder das Verfalldatum 
alleine geeignet ist, den Endverbraucher tatsächlich 
beim Erwerb eines Lebensmittels über den Zeitraum 
zu unterrichten, während dessen dasselbe voll ge- 
nußtauglich bleibt. Die Anbringung eines letzten 
Verkaufsdatums scheint eher eine Unterrichtung des 
Verkäufers zu sein, die es ihm erlauben soll, seine 
Vorräte in richtiger Weise zu verwalten. Anderer- 
seits setzt das Verfalldatum die genaue - und prak- 
tisch sehr schwer zu ermittelnde - Kenntnis desjeni- 
gen Datums voraus, von dem ab ein Lebensmittel 
für den Verzehr untauglich wird. 
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Artikel 4 führt ein Element der Flexibilität in die 
Richltinie ein. Es erlaubt es, bei bestimmten Lebens- 
mitteln die Erfordernisse der Etikettierung im Hin- 
blick auf ihre Eigentümlichkeiten und die damit ver- 
bundenen Notwendigkeiten der Unterrichtung des 
Verbrauchers anzupassen. Es ist deshalb vorgesehen, 
daß im Rahmen der Gemeinschaftsregeln oder - bei 
deren Fehlen - in den einzelstaatlichen Vorschriften 
für bestimmte Lebensmittel zusätzliche Angaben zu 
den in Artikel 3 genannten gefordert werden kön- 
nen oder daß umgekehrt von der Verpflichtung be- 
stimmter Angaben abgewichen werden kann. 

Schließlich ist darauf zu verweisen, daß die vorlie- 
gende Richtlinie, deren Gegenstand die Etikettierung 
ist, gleichfalls die Aufmachung betrifft und sich auf 
die Werbung bezieht, um tatsächlich Irreführungen 
des Verbrauchers auszuschließen. Diese drei Begriffe 
gehören in der Tat eng zusammen und alle sie be- 
treffenden Regeln dienen dem Schutz des Verbrau- 
chers. Es entspricht deshalb dem Gebot des inneren 


Zusammenhangs und der Folgerichtigkeit, daß diese 
sich gegenseitig ergänzenden Begriffe in die Richt- 
linie übernommen worden sind. 

4. Vorbereitung des Dokuments 

Die Mitgliedstaaten sind mehrfach im Rahmen einer 
Arbeitsgruppe und eines Redaktionsausschusses an- 
gehört worden. 

Die beteiligten Wirtschafts- und Sozialkreise haben 
ihre Auffassungen im Rahmen des beratenden Le- 
bensmittelausschusses zum Ausdruck gebracht. 

5. Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Diese Anhörung ist nach Artikel 100 Abs. 2 des Ver- 
trages zwingend vorgeschrieben, da die Ausführung 
der Richtlinie in den Mitgliedstaaten eine Änderung 
gesetzlicher Vorschriften mit sich bringt. 
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